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Israel/Palästina

Obwohl knapp ein 
Fünftel der heute in 
Israel lebenden Menschen 
Palästinenser*innen mit 
israelischer Staatsange-
hörigkeit1 sind, wissen 
viele nicht einmal, dass es 
sie gibt. Doch sie spielen 
eine besondere Rolle in 
der Gesellschaft und im 
Konflikt.

1	  Israel Central Bureau of Statistics: Israel in Figu-
res. 2023. https://www.cbs.gov.il/he/mediarelease/
DocLib/2023/298/11_23_298b.pdf 

Bürgerin ist, Palästinenser*in sein kann, ist 
in ihrem Verständnis unmöglich“.

Zwischen Fremdbezeichnung 
und Selbstdefinition

Israelische Regierungsinstitutionen und 
Politik vermeiden die Bezeichnung 
„Palästinenser“ und machen die Gruppe 
dadurch unsichtbar, wohingegen diese 
Selbstidentifikation für die betroffenen 
Menschen selbst seit Jahren immer wich-
tiger wird.3 Laut israelischem Außenmi-
nisterium inkludiert die Gruppe der „ara-
bischen Israelis“ verschiedene Grup-
pen, deren Gemeinsamkeit ist, vornehm-
lich arabisch zu sprechen.4 Für Malika 
sind aber die aller meisten dieser Grup-
pen Palästinenser*innen: „Es gibt viel 
Spaltung. Der israelische Staat hat uns 
in viele Gruppen gespalten, das ist eine 
seiner Strategien. Die Drusen beispiels-
weise haben sich darauf eingelassen, dass 
drusische Männer Militärdienst ableis-
ten und im Gegenzug Land und einen 
höheren Lebensstandard erhalten. Sie 
identifizieren sich oft mehr als Israe-
lis, außer in den Golanhöhen, dort sehen 
sich die drusischen Gemeinschaften als 
Palästinenser*innen. Es gibt auch andere 
Gruppen – einige Leute sind sich ihrer 
palästinensischen Identität auch bewusst, 
haben aber zu viel Angst, darüber zu 
sprechen.“

3	  Washington Post: Long overlooked, Israel’s 
Arab citizens are increasingly asserting their Palesti-
nian identity. 11.06.2021. https://www.washington-
post.com/world/middle_east/palestinian-arab-israeli-
citizens-identity/2021/06/10/2591ef56-c861-11eb-
8708-64991f2acf28_story.html 
4	  Amnesty International: Israel’s Apartheid 
against Palestinians- Cruel system of domination 
and Crime against humanity. 2022. https://www.
amnesty.org/en/wp-content/uploads/2022/02/MDE-
1551412022ENGLISH.pdf S. 76.

„Der 7. Oktober hat etwas 
in mir zerbrochen“

Palästinenser*innen mit israelischer Staats- 
angehörigkeit vor und nach dem 7. Oktober 2023

Katharina Ochsendorf

Diese besondere Rolle zeigt sich 
auch immer wieder in den politi-
schen Dialogseminaren, die das Projekt 
„Wi.e.dersprechen – Dialoge über Gren-
zen hinweg“, das früher „Ferien vom 
Krieg“ hieß, seit 2002 mit Partner*innen 
in Israel und Palästina organisiert. 

Malika B. (Name geändert) ist Palästinen-
serin mit israelischer Staatsangehörig-
keit und nahm im Sommer 2025 an einem 
Dialogseminar von Wi.e.dersprechen teil. 
Im Gespräch antwortet sie auf die Frage, 
wie sich ihre Situation seit dem 7. Okto-
ber verändert hat: „Der 7. Oktober war 
in vieler Hinsicht ein Wendepunkt. Aber 
es ist mir wichtig, zu betonen, dass es 
nicht mit dem 7. Oktober angefangen hat. 
Wir wurden auch vorher unterdrückt. 
Danach wurde alles schlimmer, aber 
vorher war es auch nicht gut“. 

Sie selbst bezeichnet sich als „48er-
Palästinenserin“. Die Gruppe der 
Palästinenser*innen mit israelischer 
Staatsangehörigkeit sind Menschen, 
die nach der israelischen Staatsgrün-
dung 1948 beziehungsweise der Nakba, 
der massenhaften Vertreibung von 
Palästinenser*innen, in dem Gebiet ver-
blieben sind, dass heute israelisches 
Staatsgebiet ist.2 Andere Selbst- und 
Fremdbezeichungen dieser Gruppe sind 
„israelische Araber*innen“ oder „arabi-
sche Israelis“, wobei dies stark politisch 
aufgeladen ist: „Sie würden es nicht mal 
verstehen, wenn ich sagen würde, dass 
ich Palästinenserin bin“, sagt Malika, „für 
Israelis existieren Palästinenser*innen nur 
im Westjordanland und in Gaza. Außer-
dem verbinden sie Palästinensisch-Sein 
automatisch mit Leuten, die Israel zerstö-
ren wollen. Dass jemand, der israelische 

2	  Institute for Middle East Understanding: Fact 
sheet Palestinian Citizens of Israel. 2021. https://
imeu.org/resources/palestine-101/fact-sheet-palesti-
nian-citizens-of-israel/229
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48er-Palästinenser*innen werden inner-
halb Israels seit jeher diskriminiert, sie 
sind „Bürger*innen zweiter Klasse“.5 

Sie genießen zwar grundsätzlich staats-
bürgerliche Rechte, haben einen israe-
lischen Pass und volles Wahlrecht. Aber 
Diskriminierung geschieht auf multip-
len Ebenen. So sind sogenannte „arabi-
sche Israelis“ grundsätzlich vom Militär-
dienst befreit. Während viele von ihnen 
diesen aus Überzeugung auch nicht ableis-
ten möchten, erzeugt das viele Nachteile: 
Der Militärdienst ist Voraussetzung für 
den Zugang zu Arbeitsplätzen in bestimm-
ten Bereichen wie dem Sicherheitssektor, 
aber auch dem Militär selbst – ein großer 
Arbeitgeber in Israel. Gleichzeitig erhalten 
Militärdienstleistende Wohnbauförderung 
und Ausbildungsförderungen. „Indem 
er diese Leistungen an den Militärdienst 
knüpft, stellt der Staat sicher, dass palästi-
nensische Bürger*innen Israels von ihnen 
ausgeschlossen sind“.6 Dieser Ausschluss 
betrifft selbstverständlich auch jüdische 
Israelis, die den Militärdienst nicht ableis-
ten können oder wollen, allerdings haben 
sie zumindest eine Wahl. 

Soziale Marginalisierung
Die Benachteiligung zeigt sich auch in 
Statistiken: so ist die Säuglingssterblich-
keit innerhalb der Gruppe der „arabi-
schen Israelis“ doppelt so hoch wie inner-
halb der jüdischen Bevölkerung; der allge-
meine Lebensstandard ist deutlich gerin-
ger, sie leben zumeist in Israels „sozi-
aler und geographischer Peripherie“ 
und haben einen niedrigeren ökonomi-
schen und sozialen Status. Die Armuts-
rate ist mehr als dreimal so hoch wie 
innerhalb jüdischer Bevölkerungstei-
le.7 Auf dem Arbeitsmarkt machen viele 
Arbeitgeber*innen den Militärdienst zu 
einer Anforderung – ein Weg, herauszu-
finden, ob Bewerber*innen jüdisch oder 
„arabisch“ sind.8 Auch das Schulsystem 
Israels funktioniert getrennt, palästinen-

5	  Ilan Pappé: The forgotten Palestinians. A history 
of the Palestinians in Israel. 2011.
6	  Amnesty International: Israel’s Apartheid 
against Palestinians- Cruel system of domination 
and Crime against humanity. 2022. https://www.
amnesty.org/en/wp-content/uploads/2022/02/MDE-
1551412022ENGLISH.pdf S.83.
7	  The Israel Democracy Institute: Statistical 
Report on Arab Society in Israel: 2021. https://en.idi.
org.il/articles/38540
8	  Washington Post: Long overlooked, Israel’s 
Arab citizens are increasingly asserting their Palesti-
nian identity. 11.06.2021 https://www.washington-
post.com/world/middle_east/palestinian-arab-israeli-
citizens-identity/2021/06/10/2591ef56-c861-11eb-
8708-64991f2acf28_story.html 

sisch-arabische Schulen sind schlechter 
ausgestattet, überfüllt und bieten insge-
samt deutlich schlechtere Bildungschan-
cen, wie Human Rights Watch bereits 
Anfang der 2000er Jahre dokumentierte.9

Diskriminierende Rechtslagen
Bereits weit vor dem 7. Oktober 2023 
hatte die staatliche Diskriminierung also 

schrittweise zugenommen: Schlagzei-
len machte in jüngeren Jahren beispiels-
weise die Verabschiedung des israeli-
schen Nationalstaatsgesetzes 2018, wel-
ches unter dem offiziellen Namen „Israel: 
Der Nationalstaat des jüdischen Volkes“ 
zwar an sich wenige Neuerungen enthielt, 
allerdings vielen Regelungen bestehen-
der Gesetze Verfassungscharakter verlieh. 
Darunter unter anderem die Festschrei-
bung des jüdischen Nationalstaatscharak-
ters und die Kodifizierung des Rechts auf 
nationale Selbstbestimmung exklusiv für 
Juden*Jüdinnen. 

Das auch innerhalb Israels stark umstrit-
tene Gesetz wurde von Kritiker*innen 
klar als ein Bekenntnis zur Ungleich-
behandlung palästinensischer 
Staatbürger*innen gesehen und hatte 
auch konkrete Konsequenzen, z.B. hin-
sichtlich der Errichtung „jüdischer Ansied-

9	  Human Rights Watch: Second Class. Discrimi-
nation Against Palestinian Arab Children in Israel’s 
Schools. 2021. https://www.hrw.org/reports/2001/
israel2/ISRAEL0901.pdf 

lungen“ oder der Degradierung von Ara-
bisch als bis dato eine offizielle Staatsspra-
che.10 

Auf Gesetzesebene gibt es eine Viel-
zahl von Regelungen, die 48er-
Palästinenser*innen direkt oder indirekt 
diskriminieren. Die israelische Organi-
sation „Adalah – Legal Center for Arab 
Minority Rights“ hat eine Datenbank mit 
diskriminierenden Gesetzen aufgebaut, 

in der sie Gesetzgebungen dokumentiert, 
die 48er-Palästinenser*innen, aber auch 
Palästinenser*innen in Ostjerusalem, dem 
Westjordanland und Gaza betreffen.11 
Unter anderem betreffen sie Bereiche 
wie Landbesitz oder die Möglichkeit des 
Entzugs der Staatsbürgerschaft nicht nur 
bei Verurteilung für „terroristische Akte“, 
sondern schon bei einem „Verstoß gegen 
die Loyalität gegenüber Israel“.12 

Verstärkte gesellschaftliche 
Spaltung seit Oktober 2023

Der 7. Oktober 2023 war auch für 48er-
Palästinenser*innen eine Zäsur. „Alles 
wurde polarisiert. Auch im Persönlichen: 

10	  Stiftung Wissenschaft und Politik: SWP-Aktuell: 
Israels Nationalstaatsgesetz. Die Regierung schafft 
Grundlagen für ein majoritäres System. September 
2018. https://www.swp-berlin.org/publications/pro-
ducts/aktuell/2018A50_ltl_wlf.pdf 
11	  Adalah – Legal Center for Arab Minority Rights. 
https://www.adalah.org/en/law/index 
12	  Adalah – Legal Center for Arab Minority Rights. 
https://www.adalah.org/en/law/view/608 
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Ich konnte nicht mehr frei mit meinen 
Freund*innen sprechen. Die Atmosphäre 
ist wirklich, wirklich schrecklich. Ich 
wollte eine ganze Weile meinen Wohnort, 
in dem hauptsächlich Palästinenser*innen 
leben, nicht mehr verlassen, weil ich 
zu viel Angst hatte. Die Leute sind so 
extrem geworden. Wenn ich die Nach-
richten lese, oder auch in den sozialen 
Medien unterwegs bin und mir die Kom-
mentare unter den Beiträgen anschaue 
– die jüdischen Israelis haben einfach 
alle Menschlichkeit verloren. Sie sehen 
Babys, die gerade mal ein paar Tage alt 
sind, als Feinde. Und die Juden*Jüdinnen, 
die mittlerweile die Augen geöffnet 
haben und gegen den Genozid und die 
Regierung sind, werden von der Mehr-
heit in der israelischen Gesellschaft zum 
Schweigen gebracht, so kommt es mir 
vor. Außerdem laufen jetzt so viele Men-
schen mit Waffen herum – ganz normale 
Bürger*innen tragen auf einmal große 
Waffen – das ist total verrückt“, schildert 
Malika.

Die gesellschaftliche Stimmung nach 
dem brutalen terroristischen Angriff ist 
in Israel extrem angespannt, das Trauma 
des 7. Oktobers sitzt tief, es gibt viel Wut 
und Hass.13 Gleichzeitig hat die staatli-
che Repression gegen die Zivilbevölke-
rung, die sich gegen den Krieg ausspricht, 
stark zugenommen. Bereits kurz nach 
dem Terrorangriff häuften sich Berichte 
von Anklagen, Festnahmen und rechtli-
cher Verfolgung von Menschen, die bspw. 
in den sozialen Medien ihre Anteilnahme 
gegenüber den Menschen in Gaza äußer-
ten oder sich gegen den Kurs der Netan-
jahu-Regierung aussprachen.14 

Dies betrifft auch jüdische Israelis und 
Menschenrechtsaktivist*innen, allerdings 
sind Palästinenser*innen mit israelischer 
Staatsangehörigkeit ungleich stärker von 
Kriminalisierung betroffen; insbesondere 
mit dem Eintritt rechtsextremer Parteien 
in die Regierung.15 Auch Malika hat mehr 

13	  Aus Politik und Zeitgeschichte: Traumatisiert. 
Die israelische Gesellschaft nach dem 7. Oktober. 
2024. https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
naher-osten-2024/546376/traumatisiert/ 
14	  Haaretz: ‘Systematic Witch Hunt:’ What Per-
secution of Arab-Israelis Looks Like Amid Gaza 
War. 02.11.2023 https://www.haaretz.com/israel-
news/2023-11-02/ty-article-magazine/.highlight/sys-
tematic-witch-hunt-what-persecution-of-israeli-
arabs-looks-like-amid-gaza-war/0000018b-90db-
db7e-af9b-fbdb254e0000?fromLogin=success 
15	  Layla Gantus (Carnegie Endowment for Inter-
national Peace) 2024: The Many Civil and Human 
Rights Challenges Facing Israel’s Palestinian Citizens. 
https://carnegieendowment.org/posts/2024/02/
the-many-civil-and-human-rights-challenges-facing-
israels-palestinian-citizens?lang=en 

Angst als vorher: „Ich habe nach dem 7. 
Oktober viele jüdische Menschen auf Ins-
tagram, Facebook und WhatsApp blo-
ckiert. Ich musste das aus zwei Gründen 
tun: Erstens konnte ich es nicht ertragen, 
zu sehen, wie Leute, die ich mal kannte, 
die meine Arbeitskolleg*innen waren, teil-
weise meine Freund*innen, in den Krieg 
ziehen und dann Fotos in Uniform posten. 
Zweitens habe ich große Angst, ich kann 
ihnen nicht mehr trauen. Sehr viele Men-
schen wurden verhaftet, nur wegen 
etwas, was sie gepostet hatten, und ich 
wollte nicht in diese Situation kommen. 
Heute habe ich nur mit Juden*Jüdinnen 
Kontakt, von denen ich weiß, dass sie 
aktiv gegen den Völkermord arbeiten.“ 

Über die Militarisierung und die Stimmung 
in der israelischen Gesellschaft berichten 
die Partner*innen von Wi.e.dersprechen 
immer wieder – für Aktivist*innen vor 
Ort werden nicht nur Handlungsspiel-
räume kleiner, sie sind auch selbst zutiefst 
persönlich und emotional betroffen, und 
das bringt jüdisch-palästinensische Zusam-

menarbeit vielfach an ihre Grenzen.16

Die Identität und Situation von 48er-
Palästinenser*innen waren schon immer 
komplex: Einerseits leben sie auf israe-
lischem Staatsgebiet, interagieren täg-
lich mit jüdischen Israelis, sitzen mit ihnen 
gemeinsam im Hörsaal oder arbeiten in 
ihren Jobs mit ihnen zusammen. Ande-
rerseits fühlen sie sich der israelischen 
Gesellschaft nicht zugehörig, sehen keinen 
Platz für ihre Identität. Sie wachsen zwei-

16	  Projekt Wi.e.dersprechen 2023: Sonderinfor-
mation zum Krieg in Palästina und Israel. https://wie-
dersprechen.org/wp-content/uploads/Sonderinfo_
Krieg2023WISP_web.pdf 

sprachig auf und sind im Alltag vielfach 
gezwungen, Hebräisch zu sprechen. 
So sind zum Beispiel auch der Großteil 
der Übersetzer*innen, die bei den Dia-
logprogrammen von Wi.e.dersprechen 
für die Teilnehmenden zwischen Ara-
bisch und Hebräisch übersetzen, 48er-
Palästinenser*innen. 

Identität im Erleben des Krieges
Auch Palästinenser*innen mit israeli-
scher Staatsangehörigkeit wurden am 7. 
Oktober von der Hamas getötet und sie 
sind, wie die übrige Bevölkerung Israels, 
von Raketenangriffen betroffen. Gefragt, 
wie sie diese Situationen erlebt, schil-
dert Malika: „Das ist eine sehr kompli-
zierte Frage. Als zum Beispiel die Hisbol-
lah und Iran Israel angriffen, gab es immer 
wieder Raketenalarm, wir wurden nachts 
aufgeweckt. In meinem Wohnhaus gibt 
es keinen Raketenschutzraum. Auf Heb-
räisch nennen wir sie ‚miklat‘. Wenn es 
Alarm gibt, müssen wir uns im gemein-
schaftlichen Schutzraum unseres Vier-

tels verstecken. Ich hatte große Angst und 
wir haben die Bombardierungen gehört. 
Aber neben der Angst haben diese Situati-
onen ein eigenartiges Gefühl der ‚Erleich-
terung‘ bei mir erzeugt. Das klingt viel-
leicht komisch, aber seit dem 7. Okto-
ber fühle ich mich sehr schuldig, weil ich 
hier mein Leben leben kann, während 
wenige Kilometer entfernt mein Volk aus-
gelöscht wird. Als dann die Raketenan-
griffe kamen, dachte ich ‚Ok, jetzt leide 
ich auch‘. Ich teile nur sehr wenig von 
dem Leid und dem Schmerz, den sie erle-
ben, aber zumindest lebe ich nicht einfach 
so vor mich hin.“ 

 „Wi.e.dersprechen – Dialoge über Grenzen hinweg“ wurde 1994 
ursprünglich als humanitäre Aktion für binnenvertriebene Kinder im damali-
gen Jugoslawien unter dem Namen „Ferien vom Krieg“ gegründet. Als auto-
nomes Projekt unter dem Dach des Komitees für Grundrechte und Demokra-
tie e.V. arbeitet es bis heute mit Partner*innen in Südosteuropa zusammen, die 
dort politische Dialogbegegnungen für Jugendliche organisieren. Seit 2002 orga-
nisiert das Projekt mit Partner*innen aus Israel und Palästina politischen Dialog 
für junge Erwachsene aus der Region.

Wi.e.dersprechen finanziert sich zu über 90 % aus privaten Spenden. Unter-
stützen Sie Dialog auf Graswurzelebene!

www.wiedersprechen.org 
Spendenkonto Bank für Sozialwirtschaft 
Kontoinhaberin Grundrechtekomitee 
IBAN DE 30 3702 0500 0001 7873 02 
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Kein Frieden für die 48er 
Palästinenser*innen?
In Israel verfügt die palästinensische Minderheit zwar über die 
israelische Staatsangehörigkeit, befindet sich aber schon seit 
Staatsgründung 1948 im Fadenkreuz politischer, wirtschaft-
licher, sozialer und rechtlicher Benachteiligungen. Ihre Lage 
verschärft sich aktuell.

Schon im Sommer vergangenen Jahres berichtete Peter Laskowski, dass seit 
dem 7. Oktober 2023 israelische Palästinenser*innen darüber hinaus zuneh-
mend unter ordnungspolitischen und gesellschaftlichen Druck gerieten. Insbe-
sondere sähen sie sich systematischen Anfeindungen seitens kahanistischer, sich 
auf den 1990 verstorbenen faschistischen Rabbi Kahane beziehender Gruppen 
ausgesetzt, über die die rechtsextremistischen Mitglieder der israelischen Regie-
rung ihre Hände hielten.

Die extrem nationalistische und anti-arabische Ideologie der Kahanisten, deren 
international bekanntester Repräsentant Sicherheitsminister Itamar Ben-Gvir 
ist, habe zunehmend Einfluss auf staatliche Institutionen, insbesondere auf die 
Sicherheitsbehörden, genommen. „Diese Entwicklung führt dazu, dass israeli-
sche Araber*innen nicht nur überwacht, sondern auch aktiv verfolgt werden. 
Dies geschieht oft unter dem Vorwand der nationalen Sicherheit, doch in Wirk-
lichkeit zielt diese Politik darauf ab, die arabische Bevölkerung weiter zu margi-
nalisieren und zu stigmatisieren“, stellt Laskowski fest. Ben-Gvirs Einfluss habe 
bewirkt, dass rechtsextreme Ideologien in den Sicherheitsbehörden „normali-
siert“ wurden, was erhebliche Auswirkungen auf die arabische Gemeinschaft in 
Israel habe.

Dazu kommt eine Gesetzgebung, die inzwischen regelmäßig israelische 
Palästinenser*innen z.B. für Posts in Sozialen Medien, die Empathie für die Lage 
der palästinensischen Zivilbevölkerung im Gaza-Streifen und oder in der West-
bank ausdrücken, ins Gefängnis bringen. „Die systematische Darstellung der 
israelischen Araber*innen als ‚Staatsfeinde‘ durch extremistische Politiker und 
Teile der Medien verstärkt die Diskriminierung weiter. Diese Propaganda trägt 
zur Stigmatisierung der arabischen Bevölkerung bei und verschärft die bereits 
bestehenden Spannungen zwischen den Bevölkerungsgruppen,“ mahnt Laskow-
ski.

In der Folge steigere sich eine rassistische Stimmung in der israelischen Gesell-
schaft. Das wechselseitige Vertrauen ginge verloren. Auswirkungen sind zuneh-
mende Entfremdung beider Gruppen von einander in Betrieben, in Bildungsin-
stitutionen, im Gesundheitswesen und in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Alltags.

„Die fortgesetzte Verfolgung und Diskriminierung der israelischen Araber*innen 
stellt eine ernsthafte Bedrohung für die demokratischen Prinzipien Israels dar. 
Die systematische Stigmatisierung einer ethnischen Minderheit widerspricht den 
Grundwerten der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Wenn diese Entwicklun-
gen nicht gestoppt werden, könnten sie langfristig die demokratischen Grund-
werte des Landes untergraben und das Risiko gewalttätiger Auseinandersetzun-
gen erhöhen“, sorgt sich nicht nur Peter Laskowski.

Quelle: https://www.jungle.world/blog/von-tunis-nach-teheran/2024/08/zunehmende-diskriminie-
rung-von-araberinnen-israel 
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Für Malika ist ihre palästinensische Iden-
tität präsenter als je zuvor: „Früher 
habe ich in einer großen Firma gearbei-
tet, in der ich meine Identität verste-
cken musste. Mittlerweile habe ich meine 
Arbeitsstelle gewechselt. Ich habe mich 
dort nicht sicher gefühlt, ich selbst zu 
sein, Palästinenserin zu sein. Das hat mich 
innerlich aufgefressen. Der 7. Oktober 
hat etwas in mir zerbrochen und ich kann 
nicht mehr einfach so mit jüdischen Isra-
elis zusammenarbeiten oder mit ihnen 
befreundet sein. – Ich kann nicht mit dir 
auf einer Party feiern, wenn deine Leute 
meinem Volk Schreckliches antun. Das 
hat sich für mich seit dem 7. Oktober 
geändert.“

Die Dialogprogramme 
von „Wi.e.dersprechen“

An den Dialogprogrammen von 
„Wi.e.dersprechen“ nehmen neben 
48er-Palästinenser*innen mehrheitlich 
Palästinenser*innen aus dem Westjordan-
land und Ostjerusalem teil; sehr selten ist 
es gelungen, auch einzelne Teilnehmende 
aus Gaza einzuladen. Die beiden Partne-
rinitiativen von Wi.e.dersprechen gehen 
mit den disparaten Betroffenheiten inner-
halb der Gruppe der Palästinenser*innen 
unterschiedlich um. 

Die Organisation „Seekers“ (Name geän-
dert) arbeitet in den Dialogprozes-
sen nicht mit zwei Gruppen – jüdischen 
Israelis und Palästinenser*innen – son-
dern mit dreien, und betrachtet 48er-
Palästinenser*innen als eigene Gruppe 
mit eigenen Anliegen und Herausforde-
rungen. So findet der gesamte Prozess im 
„Triangel“ statt. Die zweite Partnerinitia-
tive, die im Gegensatz zu Seekers Dialoge 
speziell für Frauen* organisiert, bringt die 
verschiedenen palästinensischen Grup-
pen in der Vorbereitungsphase auf das 
intensive Dialogseminar, welches jähr-
lich in Deutschland stattfindet, von Anfang 
an zusammen. Auch sie achten darauf, 
dass im palästinensischen Team mindes-
tens eine Palästinenserin mit israelischer 
Staatsangehörigkeit ist, damit auch diese 
Teilnehmenden sich repräsentiert fühlen. 
Der Kennenlernprozess der Gruppe kon-
zentriert sich dann auf die unterschied-
lichen Lebensrealitäten und die Fragen, 
Vorurteile und Widersprüche, die damit 
einhergehen.

Katharina Ochsendorf ist Teil des deutschen Koordi-
nationsteams von Wi.e.dersprechen – Dialoge über 
Grenzen hinweg beim Grundrechtekomitee in Köln.
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